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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Wiederherstellung des Abstammungsprinzips – Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts unverzüglich auf den Weg bringen 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert,  

sich auf allen Ebenen und mit sämtlichen zur Verfügung stehenden Mitteln dafür einzuset-
zen, das Staatsangehörigkeitsrecht unverzüglich dahingehend zu reformieren, dass fol-
gende Inhalte verwirklicht werden: 

• die Anspruchseinbürgerung in § 10 Abs. 1 Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) wird ge-
strichen und durch eine am Interesse des Gemeinwesens ausgerichtete Ermessensein-
bürgerung ersetzt, die frühestens nach zwölf Jahren legalen Aufenthalts in Deutschland 
erfolgen kann; 

• der Erwerb der Staatsangehörigkeit kraft Geburt wird auf die Kinder zumindest eines 
deutschen Elternteils beschränkt und demgemäß § 4 Abs. 3 StAG, der Kindern auslän-
discher Eltern bei Geburt im Inland die deutsche Staatsangehörigkeit gewährt, gestri-
chen; 

• die Einbürgerung von anerkannten syrischen Asylantragstellern wird angesichts des in-
folge der aktuellen politischen Lage in Syrien entfallenen Schutzgrundes und der daher 
zwingend durchzuführenden Widerrufsverfahren gemäß § 73 Abs. 1 und 2 AsylG um-
gehend suspendiert; 

• das Asylverfahren sowie der humanitäre Aufenthalt werden nicht mehr als „gewöhnli-
cher Aufenthalt“ im Sinne des für eine Einbürgerung nötigen Mindestaufenthalts in 
Deutschland gezählt; 

• eine Einbürgerung erfordert Sprachkenntnisse auf dem Niveau C1 des Europäischen 
Referenzrahmens; 

• jede rechtskräftige strafrechtliche Verurteilung wegen eines Vorsatzdeliktes unabhängig 
von der Höhe der Strafe ist ein Ausschlussgrund für eine Einbürgerung und § 12a Abs. 1 
StAG wird daher gestrichen; 

• die Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse ist wieder als Voraussetzung einer 
Einbürgerung zu fordern; 
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• es ist eine wirksamere Prüfung einzuführen, um sicherzustellen, dass die deutsche 
Staatsbürgerschaft nur solche Personen erhalten, die mit den Grundsätzen unserer Ver-
fassung und den zentralen Wertentscheidungen unserer Gesellschaft übereinstimmen; 

• nach einer illegalen Einreise darf keine Einbürgerung möglich sein. 

Begründung: 

Die bis auf die Streichung der sog. Turboeinbürgerung nach drei Jahren Aufenthalt in 
Deutschland laut dem Koalitionsvertrag auf Bundesebene im Wesentlichen unveränderte 
Fortgeltung der mit dem „Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts“ 
(StARModG; BT-Drs. 20/9044) in vielerlei Hinsicht (verkürzte Dauer des Voraufenthalts, re-
gelhafte Hinnahme der Mehrstaatigkeit) aufgeweichten Einbürgerungsvoraussetzungen be-
schleunigt den Weg in eine Gesellschaft, deren Zusammenhalt zusehends fragil ist, deren 
Konfliktpotenzial zunimmt und in der verstärkt Loyalitätskonflikte drohen. 
Das geltende Staatsangehörigkeitsrecht orientiert sich primär an vermeintlichen Ansprü-
chen von Migranten auf eine demokratische Teilhabe sowie an dem Interesse bestimmter 
Parteien, ihren stetig sinkenden Zuspruch bei Wahlen durch eine Veränderung der Wähler-
demografie zu kompensieren.  

Die langfristigen Folgen erleichterter Masseneinbürgerungen für das Zusammenleben in 
Deutschland bleiben ebenso unberücksichtigt wie das berechtigte Interesse der Aufnahme-
gesellschaft, dass nur nachweislich gut integrierte Migranten, welche die hiesige Leitkultur 
verinnerlicht haben und sich ihrer neuen Heimat gegenüber als loyal erweisen, Neubürger 
werden. 

Die Fortgeltung der auf Masseneinbürgerungen angelegten Regeln erschwert zudem eine 
echte Migrationswende, da sie Möglichkeiten eröffnet, zentrale Elemente einer restriktiveren 
Migrationspolitik, wie die Einschränkung des Familiennachzuges, eine Unterbindung der 
Einwanderung in die Sozialsysteme und die Abschiebung von Straftätern, zu unterlaufen. 

Insbesondere droht die illegale Massenmigration seit 2015 irreversibel zu werden, da den 
insgesamt ca. 1,75 Millionen Asylantragstellern, die in den Jahren von 2015 bis 2020 über 
sichere Drittstaaten nach Deutschland gelangt sind, potenziell die Anspruchseinbürgerung 
nach fünfjährigem Aufenthalt in Deutschland offensteht. Die Einbürgerungsregeln konterka-
rieren den Grundsatz, dass Asyl und erst recht subsidiärer Schutz nur so lange gewährt 
werden, bis der Fluchtgrund entfällt. Gerade im Hinblick auf die eine Million Syrer in 
Deutschland, denen keine Verfolgung durch das Assad-Regime und auch keine bürger-
kriegsbedingte Gefahr für Leib und Leben in ihrem Herkunftsland mehr drohen, ist eine or-
ganisierte Rückkehr und nicht etwa ihre Masseneinbürgerung angezeigt. Die mit den aufge-
weichten Voraussetzungen einhergehende erhebliche Zunahme der Einbürgerungen ka-
schiert teilweise das Ausmaß der migrationsbedingten Zunahme der Kriminalität, zumal 
auch die von Doppelstaatlern mit deutscher Staatsangehörigkeit begangenen Straftaten sta-
tistisch ausschließlich als Taten von Deutschen erfasst werden. 

Die infolge der regelhaften Hinnahme der Mehrstaatigkeit zunehmende Einbürgerung von 
Doppelstaatlern erhöht die Gefahr, dass ausländische autokratische Regime über die hie-
sige Diaspora Einfluss auf die politischen Verhältnisse in Deutschland nehmen. Ein erster 
dahingehender Versuch war der, wenngleich noch erfolglose, Wahlantritt eines deutschen 
Ablegers der türkischen AKP („Dava“) zur Europawahl 2024. 
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Bereits seit dem Jahr 1991 unterliegt das Staatsangehörigkeitsrecht einem Prozess stetiger 
Erleichterungen sowohl von Einbürgerungen als auch des Erwerbs der Staatsangehörigkeit 
mit Geburt in Deutschland. Sinnvolle Vorbehalte, die eine gezielte Auswahl von gut inte-
grierten und staatsbürgerlich loyalen Neubürgern ermöglichen sollten, wurden vollständig 
beseitigt: Die Ermessenseinbürgerung wurde durch eine Anspruchseinbürgerung ersetzt, 
die Dauer des nötigen Voraufenthalts wurde auf nur noch fünf Jahre verkürzt und das Erfor-
dernis der Aufgabe der bisherigen Staatsbürgerschaft aufgehoben. 
Einbürgerungen werden heute nicht zuletzt aus Gründen der Statussicherheit (Schutz vor 
Abschiebung auch bei Kriminalität, dauerhafter Zugang zum Sozialsystem), der Möglichkeit 
des erleichterten Familiennachzuges (vgl. § 28 Abs. 1 AufenthG) und der deutlich erweiter-
ten visafreien Reisemöglichkeiten angestrebt. Der Erwerb der deutschen Staatsbürger-
schaft wird dabei nicht mehr als Ausdruck einer Hinwendung zu Deutschland verstanden, 
sondern kommt dem Erwerb eines beliebigen, verbilligt angebotenen Konsumartikels gleich. 
Ein Fortbestand der ab Juni 2024 nochmals erleichterten Einbürgerungsvoraussetzungen 
droht insbesondere die seit 2015 unter Verstoß gegen Art. 16a Abs. 2 Satz 1 GG erfolgte 
und damit illegale Massenmigration irreversibel werden zu lassen, indem sich die illegal 
eingereisten Asylantragsteller nach lediglich fünf Jahren Aufenthalt einbürgern lassen kön-
nen. Bereits seit 2020 ist ein stetiger Anstieg der Einbürgerungen zu verzeichnen, deren 
Zahl im Jahre 2023 schon über 200 000 lag. Diese Dynamik ist v. a. auf eine zunehmende 
Einbürgerung von außereuropäischen Drittstaatenangehörigen und dabei insbesondere von 
abgelehnten Asylantragstellern zurückzuführen. 
Von den 2013 bis 2019 nach Deutschland gelangten Asylantragsteller hatten 13,5 Prozent 
im Jahr 2022 schon die Einbürgerung beantragt und weitere 71,5 Prozent beabsichtigten 
ganz sicher, den Antrag in der Zukunft zu stellen. 

Besonders bedenklich ist diese Entwicklung im Hinblick auf syrische Staatsangehörige, die 
von 2014 bis 2024 jeweils die größte Gruppe der Asylantragsteller stellten. Inzwischen hal-
ten sich über eine Million Syrer und damit ca. fünf Prozent der syrischen Bevölkerung (vor 
Beginn des Bürgerkrieges) in Deutschland auf. Mit dem Sturz des Assad-Regimes und dem 
Ende des Bürgerkrieges ist der Fluchtgrund sowohl für die individuell vom Regime Verfolg-
ten als auch für die subsidiär Schutzberechtigten entfallen und damit gemäß § 73 Abs. 1 
und 2 AsylG ein Widerruf des Aufenthaltstitels sowie die Rückkehr in das nunmehr sichere 
Herkunftsland geboten. Mittels Einbürgerung kann diese Rückkehrpflicht aber umgangen 
werden, was auch mit anwachsender Dynamik geschieht: Ließen sich im Jahr 2020 erst 
6700 Syrer einbürgern, waren es im Jahr 2023 schon 75 485 und damit ca. 38 Prozent aller 
Eingebürgerten. 
Mittels der Verleihung der deutschen Staatsbürgerschaft an ihre Kinder kraft Geburt im In-
land gemäß § 4 Abs. 3 StAG bereits nach fünf Jahren Aufenthalt der ausländischen Eltern 
in Deutschland können Letztere ihren Aufenthalt verfestigen, ohne dass sie selbst die Vo-
raussetzungen für eine Einbürgerung erfüllen müssen. Denn als Eltern eines deutschen 
Kindes wird ihnen im Rahmen der Abwägung zwischen dem öffentlichen Ausweisungs- und 
dem privaten Verbleibeinteresse, die einer etwaigen Ausweisung nach § 53 Abs. 1 Auf-
enthG zwingend vorauszugehen hat, gemäß § 55 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG ein besonders 
schwerwiegendes Bleibeinteresse zugestanden. Die Ausweisung von Ausländern, die nach 
der Geburt ihres deutschen Kindes kriminell werden, wird auf diese Weise erheblich er-
schwert. 
Der unverändert fortbestehende Anspruch auf Einbürgerung nach nur fünf Jahren auch für 
subsidiär Schutzberechtigte konterkariert die laut Koalitionsvertrag geplante Aussetzung 
des Familiennachzuges zu dieser Gruppe.  
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Denn sobald sie eingebürgert sind, profitieren die ehemals subsidiär Schutzberechtigten 
von dem erleichterten Familiennachzug zu deutschen Staatsangehörigen gemäß § 28 
Abs. 1 AufenthG, bei dem insbesondere auf die Sicherung des Lebensunterhalts des nach-
ziehenden Angehörigen verzichtet und damit eine weitere Einwanderung in das Sozialsys-
tem eröffnet wird. 
Unter den Regierungschefs und Staatsmännern befreundeter demokratischer Staaten hat 
sich längst die Einsicht durchgesetzt, dass die illegale Massenmigration das Alltagsleben in 
Deutschland bedroht. Entsprechend äußerten sich die sozialdemokratische Ministerpräsi-
dentin Dänemarks und der Vizepräsident der USA. Dies entspricht der Analyse des Präsi-
denten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Dr. Sommer, der als oberster 
Asylpraktiker feststellte, dass der Kipppunkt in Deutschland erreicht sei und die durch Asyl-
migration ausgelösten Missstände, wie fehlende Integration, Kriminalität, islamistischer Ter-
ror, Missbrauch von Sozialleistungen und leere Kassen, überhandnähmen. 

Nur eine wirkliche Migrationswende kann diese Missstände beheben – und eine solche 
Wende lässt sich wiederum nur umsetzen, wenn die viel zu weit gehenden Erleichterungen 
bei der Vergabe der deutschen Staatsbürgerschaft zurückgenommen werden.  

Eine wirkliche Migrationswende muss darauf abzielen, die illegale, da aus sicheren Dritt-
staaten und damit unter Verstoß gegen Art. 16a Abs. 2 Satz 1 GG i. V. m. § 18 Abs. 2 Nr. 1 
AsylG sowie unter Missachtung der Zuständigkeitsregeln der Dublin-III-Verordnung erfolgte 
Massenzuwanderung aus den Jahren seit 2015 im Rahmen des gesetzlich Möglichen zu 
revidieren. 

Nur mit einer wirklichen Reduzierung der Zuwanderung von Drittstaatenangehörigen kön-
nen die überlasteten Strukturen auf dem Wohnungsmarkt sowie im Gesundheits- und Bil-
dungswesen wirksam entlastet und die Lage der inneren Sicherheit wieder verbessert wer-
den. Statt massenhafter Einbürgerungen sind also, wie etwa in § 71 AsylG zwingend vorge-
sehen, ein Widerruf des Schutzstatus und die anschließende Rückkehr nach Syrien politisch 
umzusetzen. Nur damit wird dem Wesen des Rechts auf Asyl als temporärer Schutzgewäh-
rung bis zum Wegfall des Schutzgrundes entsprochen.  

Angesichts der sich beschleunigenden Masseneinbürgerungen und des Umstandes, dass 
einmal erfolgte Einbürgerungen, von den eng gefassten Ausnahmen der §§ 17, 28 und 35 
StAG abgesehen, irreversibel sind, besteht die dringende Notwendigkeit, zeitnah zu han-
deln. 

 


